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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN (AGB) DER 
VEREINIGTE BERATUNGSDIENSTE DER LAND- UND 
BAUMASCHINEN-FACHBETRIEBE G.M.B.H. (VBL) 
Stand: Februar 2026 

 

T E I L  A  –  A L L G E M E I N E S  
 

§ 1 ALLGEMEINES UND GELTUNG 

§ 1.1 Alle Leistungen, Lieferungen, Angebote und Veranstaltungen wie z.B. Kongresse, Tagungen, Schulungen 
und entsprechende Leistungen der VBL G.m.b.H., Alfredstraße 102, 45131 Essen, HRB 12634 
Amtsgericht Essen, Umsatzsteuer- Identifikationsnummer: DE 122118026 (nachfolgend 
„VBL“,„Veranstalter“ oder „Verkäufer“ genannt) erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen (AGB). Diese sind Bestandteil aller Verträge, die die VBL mit ihren 
Vertragspartnern (nachfolgend auch „Auftraggeber“, „Kunde“ oder „Teilnehmer“ genannt) über die von 
ihr angebotenen Lieferungen oder Leistungen schließt. Sie gelten auch für alle zukünftigen Lieferungen, 
Leistungen oder Angebote an den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart 
werden. 

§ 1.2 Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Dritter finden keine Anwendung, auch wenn 
die VBL ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. Das Gleiche gilt für Änderungen und 
Ergänzungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Selbst wenn die VBL auf einen Text Bezug 
nimmt, der Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder eines Dritten enthält oder auf solche 
verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen. 

§ 1.3 Soweit nicht ausdrücklich anders angegeben, kommen über die Internetseite 
https://www.landbautechnik.de vermittelte Verträge über Waren oder Dienstleistungen, insb. Produkte 
oder Veranstaltungen, ausschließlich mit der VBL zustande.  

§ 1.4 Die Bestimmungen in Teil A gelten stets, diejenigen in Teil B für Veranstaltungen der VBL und diejenigen 
in Teil C für Verkäufe der VBL. 

§ 2 ANGEBOT UND VERTRAGSABSCHLUSS VERANSTALTUNGEN 

§ 2.1 Veranstaltungs- oder Produktpräsentationen stellen kein Angebot der VBL zum Vertragsschluss im 
Rechtssinne dar. Die darin benannten Inhalte der VBL sind sämtlich unverbindlich und als Aufforderung 
zu verstehen, seinerseits ein Vertragsangebot abzugeben (sog. invitatio ad offerendum). Das Angebot 
zum Vertragsabschluss unterbreitet der Auftraggeber/Kunde /Teilnehmer durch Anmeldung zu der 
jeweiligen Veranstaltung oder seine Bestellung von Produkten. Der Vertragsabschluss erfolgt erst durch 
die Annahmeerklärung, etwa in Form einer Auftragsbestätigung, seitens der VBL auf ein solches Angebot 
eines Auftraggebers/Kunden/Teilnehmers. 

§ 2.2 Das Angebot gilt erst als seitens der VBL angenommen, sobald diese gegenüber dem Besteller 
(Auftraggeber, Kunde oder Teilnehmer) die Annahme ausdrücklich als solche bezeichnet erklärt (dies 
kann auch per E-Mail erfolgen) oder die bestellte Leistung erbringt. 

https://www.landbautechnik.de
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§ 2.3 Angaben der VBL zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, Maße, Gebrauchswerte, 
Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie Darstellungen desselben (z.B. Zeichnungen und 
Abbildungen) sind nur annähernd maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich 
vorgesehenen Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten 
Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung. 
Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder 
technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile, sind 
zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. 

§ 2.4 Die VBL behält sich das Eigentum an allen von ihr dem Besteller zur Verfügung gestellten Zeichnungen, 
Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalogen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen 
und Hilfsmitteln vor. Sie behält sich auch das jeweils ausschließliche Nutzungsrecht an von ihr 
abgegebenen Angeboten und Kostenvoranschlägen stets vor.  

§ 2.5 Der Besteller oder Interessent darf diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zustimmung der VBL weder 
als solche noch inhaltlich Dritten zugänglich machen, sie bekannt geben, selbst oder durch Dritte nutzen 
oder vervielfältigen. Er hat auf Verlangen der VBL diese Gegenstände vollständig an diesen 
zurückzugeben und eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, wenn er sie nicht mehr im Verhältnis zur 
VBL benötigt, insb. wenn die Anbahnung eines Vertrages mit der VBL endet. Ausgenommen hiervon ist 
die Speicherung elektronisch zur Verfügung gestellter Daten zum Zwecke üblicher Datensicherung. 

§ 3 PREISE, INNUNGSMITGLIEDSCHAFT 

§ 3.1 Teilweise gelten für Leistungen der VBL unterschiedliche Preise jeweils für Innungsmitglieder und Nicht-
Innungsmitglieder. Eine Innungsmitgliedschaft besteht, wenn der Auftraggeber/Kunde/Teilnehmer im 
Zeitpunkt der Abgabe seines Angebotes Mitglied einer Innung ist, die entweder direkt oder über eine 
Landesorganisation Mitglied des LandBauTechnik Bundesverbands e.V. (LBT) mit Sitz in Essen ist.  

§ 3.2 Der Auftraggeber/Kunde/Teilnehmer hat ohne Aufforderung anzugeben, ob er Innungsmitglied ist und 
wird bis zu seiner Anzeige der Mitgliedschaft als Nichtmitglied behandelt. Die VBL überprüft die 
Mitgliedschaft anhand der Mitgliederlisten. Nach Leistungserbringung seitens der VBL besteht kein 
Anspruch mehr auf vergünstigte Preise für Innungsmitglieder, wenn der Besteller die Mitgliedschaft bis 
dann nicht nachgewiesen hat. 

§ 3.3 Im Falle von Falschangaben erfolgt keine Auslieferung. Aus der versehentlichen Auslieferung zu Preisen 
für Innungsmitglieder, ohne dass eine Innungsmitgliedschaft tatsächlich gegeben war, entsteht für 
zukünftige Vertragsabschlüsse kein Anspruch auf den Preis für Innungsmitglieder. Die VBL wird in diesem 
Fall den Differenzbetrag nachfordern. 

§ 3.4 Alle angegebenen Preise und Gebühren (auch Stornogebühren) enthalten Mehrwertsteuer in jeweils 
gesetzlich geltender Höhe, soweit nichts anderes angegeben ist oder sich das Veranstaltungsangebot an 
Unternehmer i.S.d. § 14 BGB richtet. 

§ 4 ZAHLUNGSBEDINGUNGEN, VERZUG 

§ 4.1 Soweit nicht ausdrücklich anders geregelt, sind Entgelte der Auftraggeber/Kunden/Teilnehmer mit 
Vertragsschluss sofort fällig. Die Ausstellung einer Rechnung ist nicht Fälligkeitsvoraussetzung.  

§ 4.2 Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 
Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstellung leistet. Der 
Veranstalter weist diejenigen Teilnehmer, die Verbraucher sind, hiermit auf diese Folgen hin. 
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§ 5 HAFTUNGSBESCHRÄNKUNG 

§ 5.1 Die VBL haftet nur nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 
§ 5.1.1 Die VBL haftet unbeschränkt für vorsätzlich oder grob fahrlässig durch die VBL, die eigenen 

gesetzlichen Vertreter oder leitenden Angestellten verursachte Schäden sowie für vorsätzlich 
verursachte Schäden sonstiger Erfüllungsgehilfen; für grobes Verschulden von Erfüllungsgehilfen 
bestimmt sich die Haftung nach den unten aufgeführten Regelungen für leichte Fahrlässigkeit. 

§ 5.1.2 Die VBL haftet unbeschränkt für vorsätzlich oder fahrlässig verursachte Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit durch die VBL, von gesetzlichen Vertretern oder 
Erfüllungsgehilfen. 

§ 5.1.3 Die VBL haftet für Schäden aufgrund fehlender zugesicherter Eigenschaften bis zu dem Betrag, der 
vom Zweck der Zusicherung umfasst war und der für die VBL bei Abgabe der Zusicherung erkennbar 
war. 

§ 5.1.4 Die VBL haftet für Produkthaftungsschäden entsprechend der Regelungen des 
Produkthaftungsgesetzes. 

§ 5.1.5 Die VBL haftet für Schäden aus der Verletzung von Kardinalpflichten durch die VBL, eigene gesetzliche 
Vertreter oder Erfüllungsgehilfen; Kardinalpflichten sind die wesentlichen Pflichten, welche die 
Grundlage des Vertrags bilden, die entscheidend für den Abschluss des Vertrags waren und auf deren 
Erfüllung der Teilnehmende vertrauen darf. Wenn die VBL diese Kardinalpflichten leicht fahrlässig 
verletzt hat, ist seine Haftung auf den Betrag begrenzt, der für die VBL zum Zeitpunkt der jeweiligen 
Leistung vorhersehbar war. 

§ 5.2 Soweit in diesem Vertrag nicht ausdrücklich anders geregelt, ist die Haftung der VBL schon dem Grunde 
nach ausgeschlossen. 

§ 5.3 Die vorstehende Haftungsbeschränkung gilt auch für der VBL zurechenbares Verschulden eigener 
Erfüllungsgehilfen, Mitarbeiter, Vertreter und Organe. 

§ 5.4 Die VBL haftet nicht für entgangenen Gewinn, ausgebliebene Einsparungen, Schäden aus Ansprüchen 
Dritter und sonstige mittelbare Schäden.  

§ 5.5 Die Haftung der VBL für Schäden, die auf der der VBL zurechenbaren Verletzung von Urheberrechten 
Dritter beruhen, bleibt unberührt.  

§ 5.6 Die VBL ist bestrebt, eigene Verpflichtungen so zu erfüllen, dass sie mit den jeweils geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen in Einklang stehen. Dies entbindet den Auftraggeber nicht von einer Prüfung 
der Einhaltung der jeweils einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen im Einzelfall. Der Auftraggeber hat 
der VBL jeden Verdacht eines möglichen Verstoßes gegen gesetzliche Bestimmungen unverzüglich in 
Textform, z.B. E-Mail, zu melden. 

§ 6 HÖHERE GEWALT 

§ 6.1 In Fällen höherer Gewalt ist die hiervon betroffene Vertragspartei für die Dauer und im Umfang der 
Auswirkung von der Verpflichtung der Erbringung ihrer Leistung befreit. Höhere Gewalt ist jedes 
außerhalb des Einflussbereichs der jeweiligen Vertragspartei liegende Ereignis, durch das sie ganz oder 
teilweise an der Erfüllung ihrer Verpflichtungen gehindert wird, einschließlich Feuerschäden, 
Überschwemmungen, Streiks und rechtmäßiger Aussperrungen, unerwartet auftretender Pandemien 
oder Epidemien sowie nicht von ihr verschuldeter Betriebsstörungen oder behördlicher Verfügungen.  
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§ 6.2 Die betroffene Vertragspartei wird der anderen Vertragspartei unverzüglich den Eintritt sowie den 
Wegfall der höheren Gewalt anzeigen und sich nach besten Kräften bemühen, die höhere Gewalt zu 
beheben und in ihren Auswirkungen so weit wie möglich zu beschränken. 

§ 7 HINWEISE ZUM DATENSCHUTZ 

§ 7.1 Der Auftraggeber/Kunde/Teilnehmer nimmt davon Kenntnis, dass die VBL Daten aus dem 
Vertragsverhältnis nach Artikel 6 der DSGVO zum Zwecke der Datenverarbeitung speichert und sich das 
Recht vorbehält, die Daten, soweit für die Vertragserfüllung erforderlich, Dritten (z.B. Versicherungen) 
zu übermitteln. 

§ 7.2 Für die Nutzung des Online-Shop gilt die Datenschutzerklärung der VBL. 
§ 7.3 Die Hinweise zum Datenschutz und die „Datenverarbeitungshinweise“ können jederzeit unter 

folgendem Link eingesehen werden: https://www.landbautechnik.de/datenschutz/. 

§ 8 AUFRECHNUNGS- UND ABTRETUNGSVERBOT 

§ 8.1 Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auftraggebers ist nur zulässig, soweit die Gegenansprüche 
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 

§ 8.2 Dies gilt auch für die Geltendmachung von Zurückbehaltungsrechten. 
§ 8.3 Der Auftraggeber bedarf zur Abtretung von Ansprüchen aus dem Vertrag oder diesen Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen der ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung der VBL, sofern die berechtigten 
Interessen des Auftraggebers nicht ausnahmsweise überwiegen. 

§ 9 SCHRIFTFORMERFORDERNIS 

§ 9.1 Mündliche Zusagen der VBL vor Abschluss eines Vertrages sind rechtlich unverbindlich und mündliche 
Abreden der Vertragsparteien werden durch den später in Textform oder schriftlich geschlossenen 
Vertrag ersetzt, sofern sich nicht jeweils ausdrücklich aus den mündlichen Zusagen oder Abreden ergibt, 
dass sie verbindlich fortgelten. 

§ 9.2 Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarungen einschließlich dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, im Falle der Nutzung der 
Internetseite der Textform. Mit Ausnahme von Geschäftsführern oder Prokuristen sind die Mitarbeiter 
der VBL nicht berechtigt, hiervon abweichende Abreden zu treffen. 

§ 9.3 Zur Wahrung der Schriftform genügt die telekommunikative Übermittlung, insbesondere per Telefax 
oder per E-Mail, sofern die Kopie der unterschriebenen Erklärung übermittelt wird. 

§ 10 ANWENDBARES RECHT 

§ 10.1 Auf Verträge zwischen der VBL und dem Auftraggeber/Kunden/Teilnehmer findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts Anwendung.  

§ 10.2 Die gesetzlichen Vorschriften zur Beschränkung der Rechtswahl und zur Anwendbarkeit zwingender 
Vorschriften insbes. des Staates, in dem der Auftraggeber/Kunde/Teilnehmer als Verbraucher seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, bleiben unberührt. 

https://www.landbautechnik.de/datenschutz/.
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§ 11 GERICHTSSTANDSKLAUSEL 

§ 11.1 Ist der Auftraggeber/Kunde/Teilnehmer Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder hat er in der Bundesrepublik Deutschland keinen 
allgemeinen Gerichtsstand, so ist Gerichtsstand für alle etwaigen Streitigkeiten aus der 
Geschäftsbeziehung zwischen der VBL und dem Auftraggeber/Kunden/Teilnehmer der Sitz der VBL.  

§ 11.2 Zwingende gesetzliche Bestimmungen über ausschließliche Gerichtsstände bleiben von dieser Regelung 
unberührt. 

§ 12 SALVATORISCHE KLAUSEL 

§ 12.1 Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, bleibt die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. 

§ 12.2 Die Vertragsparteien sind im Falle einer unwirksamen Bestimmung verpflichtet, über eine wirksame 
Ersatzregelung zu verhandeln, die dem von ihnen mit der unwirksamen Bestimmung verfolgten 
wirtschaftlichen Zweck am nächsten kommt. 

 

T E I L  B  –  V E R A N S T A L T U N G E N  
 

§ 13 VERTRAGSGEGENSTAND VERANSTALTUNGEN 

§ 13.1 Der Veranstalter schuldet hinsichtlich der Veranstaltungen, wie z.B. Kongressen, Tagungen, Seminaren, 
Schulungen, Messen oder Messeauftritten und sonstige, ähnliche Leistungen, (hiernach 
„Veranstaltungen“) keinen Erfolg.  

§ 13.2 Maßgeblich ist das Dienstvertragsrecht. 

§ 13.3 Ein Rechtsanspruch auf die Zulassung zu Prüfungen und/oder das Bestehen solcher Prüfungen, gleich 
welcher Art diese sind, besteht nicht. Der Veranstalter darf diese nicht aus sachfremden Erwägungen 
verweigern. Jedenfalls hat der Teilnehmer jeweils die Prüfungszulassungsvoraussetzungen zu erfüllen. 

§ 14 INHALT UND DURCHFÜHRUNG DER VERANSTALTUNGEN 

§ 14.1 Soweit für die Zulassung zu einem Lehrgang oder zur Prüfung besondere Zulassungsvoraussetzungen 
bestehen, hat jeder einzelne Teilnehmer diese zu erfüllen. Die Teilnahme an einem Lehrgang begründet 
nicht den Anspruch auf Prüfungszulassung. 

§ 14.2 Der Veranstalter wird bei der inhaltlichen Gestaltung der Veranstaltungen nach eigenem Ermessen dafür 
sorgen, dass nach möglichst aktuellen fachlichen Erkenntnissen vorgegangen wird. Gleiches gilt für die 
Auswahl der Referierenden. 

§ 14.3 Der Veranstalter kann zur Durchführung von Veranstaltungen Dritte einsetzen. 

§ 14.4 Der Umfang der individuellen Leistungen ergibt sich vorrangig aus der 
Anmeldebestätigung/Vereinbarung selbst, nachrangig aus den Leistungsbeschreibungen (Flyer, 
Prospekte, Internet) des Veranstalters. 

§ 14.5 Inhaltliche und/oder organisatorische Änderungen oder Abweichungen von der beschriebenen Leistung 
(einschließlich einer evtl. Verkürzung oder Verlängerung der Veranstaltungen) können vor oder während 
der Durchführung der Veranstaltungen vorgenommen werden, soweit diese Änderungen oder 
Abweichungen unwesentlich sind und die Veranstaltungen in ihrem Kern nur unerheblich verändern.  
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§ 14.6 Unwesentliche inhaltliche und/oder organisatorische Änderungen und Abweichungen wie unter § 13.5 
beschrieben, berechtigen nicht zur Herabsetzung der vereinbarten Entgelte.  

§ 14.7 Der Veranstalter ist berechtigt, die vorgesehenen Referierenden im Bedarfsfall durch andere, 
mindestens gleich qualifizierte Personen zu ersetzen.  

§ 14.8 Leistungsfristen und -termine sind nur insoweit rechtsverbindlich, wie diese ausdrücklich schriftlich 
vereinbart wurden. 

§ 15 HAUSRECHT UND SICHERHEITSBESTIMMUNGEN 

§ 15.1 Der Veranstalter und seine Beauftragten üben das Hausrecht am Veranstaltungsort aus. Den 
Anweisungen des Personals ist jederzeit Folge zu leisten. 

§ 15.2 Der Veranstalter ist berechtigt, Sicherheitskontrollen (z. B. Taschen- und Personenkontrollen) 
durchzuführen. Teilnehmer, die sich weigern, daran mitzuwirken, kann der Zutritt verweigert oder sie 
können des Geländes verwiesen werden. 

§ 15.3 Teilnehmer, die gegen diese Bestimmungen oder Anweisungen des Personals verstoßen, können vom 
Veranstaltungsort ausgeschlossen werden. In diesem Fall besteht kein Anspruch auf Rückerstattung des 
Eintrittspreises. 

§ 15.4 Der Veranstalter kann aus Sicherheitsgründen Bereiche sperren, Teilnehmer umlenken, die 
Veranstaltung unterbrechen oder abbrechen. Ersatzansprüche bestehen nur bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit des Veranstalters. 

§ 15.5 Die Teilnehmer sind verpflichtet, die jeweiligen Unfallverhütungsvorschriften einzuhalten und die 
Schutzeinrichtungen gemäß den berufsgenossenschaftlichen Vorschriften zu verwenden, soweit nötig. 
Von der Berufsgenossenschaft oder sonst vorgeschriebene Schutzkleidung ist zu tragen. Bei Unfällen ist 
schnellstens Hilfe zu leisten. 

§ 16 VERANSTALTUNGSUNTERLAGEN, URHEBERRECHT 

§ 16.1 Veranstaltungsunterlagen in jeglicher Form, die vom Veranstalter zur Verfügung gestellt werden, sind in 
der vereinbarten Vergütung enthalten, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist. Das Urheberrecht an 
den jeweiligen Skripten und allen weiteren Unterlagen (inkl. Software), gleich welcher Art oder 
Verkörperung, gebührt allein dem Veranstalter oder, sofern entsprechend ausgewiesen, dem/der 
jeweiligen Autor/-in oder Hersteller/-in.  

§ 16.2 Dem Teilnehmer ist es nicht gestattet, die Skripte oder sonstige Veranstaltungs-Unterlagen ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Veranstalters ganz oder auszugsweise zu reproduzieren, in 
datenverarbeitende Medien aufzunehmen, in irgendeiner Form zu verbreiten und/oder Dritten 
zugänglich zu machen. 

§ 17 ABSAGEN VON VERANSTALTUNGEN, RÜCKTRITT 

§ 17.1 Der Veranstalter kann vor Beginn der Veranstaltungen von dem Vertrag zurücktreten, wenn die von ihm 
in den Leistungsangeboten festgelegte und zuvor offen angegebene Mindestteilnehmerzahl nicht 
erreicht ist. 

§ 17.2 Dies gilt auch bei Eintritt anderer wichtiger Gründe (insbesondere höherer Gewalt, plötzlicher 
Erkrankung von Referierenden, etc.).  

§ 17.3 Im Falle der Absage einer Veranstaltung durch den Veranstalter erhält der Teilnehmer unverzüglich eine 
entsprechende Mitteilung.  
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§ 17.4 Die vereinbarten Teilnahmegebühren bleiben in voller Höhe fällig, sofern der Teilnehmer sein 
Ausbleiben, den Abbruch oder die Umstände, die zum Abbruch führten, zu vertreten hat. Bei einer 
Absage/Stornierung durch den Kunden/Teilnehmer werden diesem – sofern individuell nichts anderes 
vereinbart ist – vom Veranstalter Stornogebühren i. H. v. 10 % des Rechnungsbetrages berechnet; erfolgt 
die Absage ab zwei Wochen vor Veranstaltungsbeginn, werden 50 % berechnet; ab einer Woche vor 
Beginn der Veranstaltung 100 %. Auch bei Abbruch der laufenden Veranstaltung werden die 
vereinbarten Gebühren in voller Höhe fällig.  

§ 17.5 Dem Teilnehmer bleibt der Nachweis eines geringeren Schadens vorbehalten. 

§ 17.6 Kann eine Veranstaltung aufgrund solcher Gründe nicht stattfinden, die keine der beiden Seiten zu 
vertreten hat, insbesondere aufgrund höherer Gewalt, werden die Veranstaltungsgebühren zwischen 
den Parteien jeweils hälftig geteilt. 

§ 17.7 Die Entsendung von Ersatzpersonen zu Schulungen ist möglich, soweit diese die ggfls. vorgegebenen 
persönlichen Anforderungen erfüllen, wie z.B. Seminarzugangsvoraussetzungen. Der Teilnehmer bleibt 
jedoch Vertragspartner und hat sich hinsichtlich der anfallenden Kosten im Innenverhältnis an die 
Ersatzperson/-en zu wenden. Der Name/die Namen dieser Ersatzperson/-en ist/sind dem Veranstalter 
vor Veranstaltungsbeginn mitzuteilen. 

§ 18 VERANSTALTUNGSZUGANG UND ÜBERTRAGBARKEIT 

§ 18.1 Anmeldungen/Veranstaltungszugänge sind grundsätzlich personengebunden und nicht übertragbar. Sie 
berechtigen ausschließlich die auf der Anmeldung/dem Veranstaltungszugang namentlich genannte 
Person zur Teilnahme an der jeweiligen Veranstaltung. 

§ 18.2 Eine Übertragung der Anmeldung/des Veranstaltungszugangs auf eine andere Person ist nur mit 
vorheriger Zustimmung des Veranstalters zulässig. Der Veranstalter ist über eine beabsichtigte 
Übertragung rechtzeitig, spätestens jedoch bis 3 Tage vor Veranstaltungsbeginn, schriftlich oder per E-
Mail zu informieren. Der Veranstalter kann die Zustimmung zur Übertragung aus wichtigem Grund 
verweigern. 

§ 18.3 Bei einer genehmigten Übertragung übernimmt der neue Teilnehmer sämtliche Rechte und Pflichten aus 
dem Vertragsverhältnis. Der ursprüngliche Teilnehmer bleibt bis zur Bestätigung der Übertragung durch 
den Veranstalter verantwortlich. 

§ 18.4 Ein Weiterverkauf der Anmeldung/des Veranstaltungszugangs zu gewerblichen oder kommerziellen 
Zwecken ist untersagt, sofern der Veranstalter diesem nicht ausdrücklich zuvor schriftlich zugestimmt 
hat. 

§ 19 TEILNAHMEBESCHEINIGUNG 

Auf Wunsch erhält der Teilnehmer eine entsprechende Bescheinigung über die Teilnahme an 
Veranstaltungen, wie z.B. Kongresse, Tagungen, Seminare, Schulungen und entsprechende Leistungen, 
die sich auf den zeitlichen Umfang und die vermittelten Inhalte erstreckt. 

§ 20 VERWENDUNG VON BILD- UND TONAUFNAHMEN 

§ 20.1 Der Teilnehmer erklärt sich damit einverstanden, dass während der Veranstaltung Foto-, Ton- oder 
Videoaufnahmen erstellt werden können, auf oder aus denen er selbst als Person erkennbar wird. Diese 
dienen ausschließlich den in der Einwilligungserklärung genannten Zwecken (z. B. interne 
Dokumentation, Qualitätssicherung, oder – sofern ausdrücklich genehmigt – zur Veröffentlichung für 
Informations- oder Werbezwecke des VBL). 
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§ 20.2 Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO, also 
nur bei vorliegender, freiwilliger und informierter Einwilligung des Teilnehmers. Die Teilnahme an der 
Schulung ist nicht von der Erteilung dieser Einwilligung abhängig. 

§ 20.3 Die Einwilligung kann jederzeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden. Der Widerruf ist zu richten an: VBL G.m.b.H., Alfredstraße 102, 45131 Essen, E-Mail: 
info@landbautechnik.de. 

§ 20.4 Weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten und zu den Betroffenenrechten sind 
in der Datenschutzerklärung unter www.landbautechnik.de/datenschutz abrufbar. 

§ 21 ÖFFENTLICHE VERANSTALTUNGEN 

§ 21.1 Der Teilnehmer willigt mit seiner Teilnahme an öffentlichen Veranstaltungen des VBL ausdrücklich ein, 
dass der Veranstalter während der Veranstaltung Foto-, Ton- und Filmaufnahmen anfertigen und diese 
zum Zweck der öffentlichen Berichterstattung, Dokumentation, Werbung und Öffentlichkeitsarbeit im 
Zusammenhang mit der Veranstaltung oder künftigen Veranstaltungen nutzen darf. 

Die Nutzung umfasst insbesondere die Veröffentlichung in Printmedien, auf Websites, in sozialen 
Netzwerken (z. B. Facebook, Instagram, LinkedIn, YouTube) sowie in sonstigen Online- und Offline-
Medien des Veranstalters. 

§ 21.2 Die Einwilligung erfolgt freiwillig. Der Teilnehmer kann der Anfertigung und/oder Verwendung seiner 
personenbezogenen Aufnahmen aus überwiegenden schutzwürdigen Gründen jederzeit für die Zukunft 
widersprechen. Der Widerspruch ist an den Veranstalter zu richten: VBL G.m.b.H., Alfredstraße 102, 
45131 Essen, E-Mail: info@landbautechnik.de. 

In diesem Fall wird der Veranstalter die weitere Verwendung der betroffenen Aufnahmen unterlassen 
und bereits veröffentlichte Inhalte – soweit technisch und wirtschaftlich zumutbar – entfernen. 

§ 21.3 Bei öffentlich zugänglichen Veranstaltungen (z. B. Messen, Kongressen oder Branchentreffen) erfolgt die 
Verarbeitung und Veröffentlichung von Bild- und Tonaufnahmen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f 
DSGVO (berechtigtes Interesse) in Verbindung mit § 23 KunstUrhG. Das berechtigte Interesse des 
Veranstalters liegt in der Berichterstattung über das Veranstaltungsgeschehen, der Dokumentation 
sowie der Werbung für künftige Veranstaltungen. Dabei wird darauf geachtet, dass keine 
überwiegenden schutzwürdigen Interessen der betroffenen Personen entgegenstehen. 

§ 21.4 Soweit der Teilnehmer im Rahmen der Veranstaltung selbst aktiv in Wort oder Bild auftritt (z. B. als 
Redner, Fragesteller oder Mitwirkender), gestattet er dem Veranstalter, diese Beiträge unentgeltlich im 
Rahmen der vorstehend beschriebenen Zwecke zu verwenden und zu veröffentlichen. 

 

T E I L  C  -  O N L I N E - S H O P  
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§ 22 ALLGEMEINES ONLINE-SHOP 

§ 22.1 Die VBL nimmt Bestellungen per Fax, per E-Mail oder über den Online-Shop unter 
www.landbautechnik.de/onlineshop/ (nachfolgend „Online-Shop“ genannt) entgegen. Verträge über 
diesen Online-Shop kommen ausschließlich mit der VBL zustande, soweit die vorliegenden 
Bestimmungen nicht ausdrücklich hiervon abweichen. Neben den vom Verkäufer angebotenen Waren 
enthält der Online-Shop auch Produkte von Dritten. In der jeweiligen Produktbeschreibung wird der 
Auftraggeber/Kunde deutlich darauf hingewiesen, wenn ein anderes Unternehmen als die VBL die Ware 
verkauft. In diesen Fällen vermittelt die VBL lediglich die Bestellungen des Auftraggebers/Kunden an den 
jeweiligen Vertragspartner und gibt zu diesem Zweck die zur Abwicklung des Auftrages notwendigen 
Daten an den jeweiligen Dritten weiter („vermittelte Käufe“). Ein Vertrag zwischen dem Auftraggeber 
und der VBL über die betreffenden Waren kommt daher nicht mit der VBL, sondern mit dem in der 
Produktbeschreibung konkret benannten Unternehmen zustande. 

§ 23 BESTELLABLAUF 

§ 23.1 Unbeschadet der Bestimmungen in Teil A sammelt der Kunde Artikel in einem jederzeit einsehbaren und 
änderbaren Warenkorb.  

§ 23.2 Dieser wird vor dem Absenden des Angebotes nochmals vollständig zu Prüfungszwecken angezeigt. Die 
Abgabe des Angebotes im Online-Shop erfolgt nach der Anzeige der Bestellung durch Drücken auf die 
Schaltfläche „Jetzt Kaufen“. 

§ 24 PREISE, ZAHLUNG UND SKONTO 

§ 24.1 Die Preise gelten für den in den Auftragsbestätigungen aufgeführten Leistungs- und Lieferungsumfang. 
Mehr- oder Sonderleistungen werden gesondert berechnet. 

§ 24.2 Die Preise verstehen sich in EURO zuzüglich Versand, Verpackung und der Mehrwertsteuer in jeweils 
gesetzlicher Höhe, bei Exportlieferungen zuzüglich Zoll sowie Gebühren und anderer öffentlicher 
Abgaben. 

§ 24.3 Der Auftraggeber/Kunde ist vorleistungspflichtig. Von der VBL gelieferte Bestellungen sind sofort zur 
Zahlung fällig. Die VBL behält sich jedoch die Lieferung gegen Vorkasse oder per Nachnahme vor. Auf 
Wunsch des Auftraggebers/Kunden, der bei der Bestellung anzugeben ist, liefern wir die Ware auch 
gegen Barzahlung in unseren Geschäftsräumen in Essen, Alfredstraße 102, aus. 

§ 25 LIEFERUNG, LIEFERZEIT 

§ 25.1 Lieferungen der VBL erfolgen grundsätzlich ab dem Geschäftssitz der VBL in Essen, Alfredstraße 102. 

§ 25.2 Im Falle eines nur vermittelten Kaufs (vgl. § 21 dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen) erfolgt eine 
direkte Lieferung durch den jeweiligen Dritten als Verkäufer. 

§ 25.3 Von der VBL in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leistungen, z.B. die Angaben 
im Online-Shop, gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester 
Termin zugesagt oder vereinbart ist. Diese ist nur verbindlich, soweit sie ausdrücklich als Liefertermin 
bezeichnet ist. Sofern Versendung vereinbart wurde, beziehen sich Lieferfristen und Liefertermine auf 
den Zeitpunkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem Transport beauftragten 
Dritten. 

§ 25.4 Die VBL kann – unbeschadet der Rechte aus Verzug des Auftraggebers/Kunden – Lieferungen oder 
Leistungsfristen zurückbehalten, solange der Auftraggeber/Kunde seinen fälligen vertraglichen 
Verpflichtungen nicht nachkommt. 
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§ 25.5 Die VBL ist zu Teillieferungen berechtigt, wenn 

§ 25.5.1 die Teillieferung für den Auftraggeber/Kunden im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks 
verwendbar ist, 

§ 25.5.2 die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 

§ 25.5.3 dem Auftraggeber/Kunden hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche Kosten 
entstehen (es sei denn, die VBL erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten bereit). 

§ 26 HÖHERE GEWALT BEI KAUFVERTRÄGEN  

§ 26.1 In Ergänzung zu § 6 dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden sich die Vertragsparteien bei 
Eintritt höherer Gewalt über das weitere Vorgehen abstimmen und festlegen, ob nach ihrer Beendigung 
die während dieser Zeit nicht gelieferten Produkte nachgeliefert werden sollen. Ungeachtet dessen ist 
jede Vertragspartei berechtigt, von den hiervon betroffenen Bestellungen zurückzutreten, wenn die 
höhere Gewalt mehr als vier (4) Wochen seit dem vereinbarten Lieferdatum andauert. Das Recht jeder 
Vertragspartei, im Falle länger andauernder höherer Gewalt den Vertrag aus wichtigem Grund zu 
kündigen, bleibt unberührt. 

§ 26.2 Versorgungsschwierigkeiten und andere Leistungsstörungen auf Seiten der Vorlieferanten der VBL 
gelten nur dann als höhere Gewalt, wenn der Vorlieferant seinerseits durch ein Ereignis gem. § 6.1 Satz 
2 dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen an der Erbringung der ihm obliegenden Leistung gehindert 
ist. 

§ 27 ERFÜLLUNGSORT, VERSAND, VERPACKUNG, GEFAHRÜBERGANG, ABNAHME 

§ 27.1 Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis ist der Geschäftssitz der VBL, soweit 
nichts Anderes individualvertraglich bestimmt ist. Schuldet die VBL auch die Installation, ist Erfüllungsort 
der Ort, an dem die Installation zu erfolgen hat. 

§ 27.2 Im Falle der Versendung der Ware gilt diese als von dem Käufer verlangt. Die Versandart und die 
Verpackung unterstehen dem pflichtgemäßen Ermessen der VBL. 

§ 27.3 Die Gefahr geht spätestens mit der Übergabe des Liefergegenstandes (maßgeblich dafür ist der Beginn 
des Verladevorgangs) an den Spediteur, Frachtführer oder sonst zur Ausführung der Versendung 
bestimmten Dritten auf den Auftraggeber/Kunden über. Dies gilt auch dann, wenn Teillieferungen 
erfolgen oder die VBL noch andere Leistungen (z.B. Versand oder Installation) übernommen hat. 
Verzögert sich der Versand oder die Übergabe infolge eines Umstandes, dessen Ursache beim 
Auftraggeber/Kunden liegt, geht die Gefahr von dem Tag an auf den Auftraggeber/Kunden über, an dem 
der Liefergegenstand versandbereit ist und die VBL dies dem Auftraggeber/Kunden angezeigt hat. 

§ 27.4 Lagerkosten nach Gefahrübergang trägt der Auftraggeber/Kunde. Bei Lagerung durch die VBL betragen 
die Lagerkosten 0,25 % des Rechnungsbetrages der zu lagernden Liefergegenstände pro abgelaufener 
Woche. Die Geltendmachung und der Nachweis weiterer oder geringerer Lagerkosten bleiben 
vorbehalten. 

§ 27.5 Die Sendung wird vom Verkäufer nur auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers/Kunden und auf 
dessen Kosten gegen Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer- und Wasserschäden oder sonstige 
versicherbare Risiken versichert. 
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§ 28 GEWÄHRLEISTUNG, SACHMÄNGEL 

§ 28.1 Die Gewährleistungsfrist beträgt ein Jahr ab dem Gefahrübergang oder, soweit eine Abnahme 
erforderlich ist, ab der Abnahme. Schadensersatzansprüche des Auftraggebers/Kunden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder aus vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzungen der VBL verjähren nach den gesetzlichen Vorschriften. 

§ 28.2 Die gelieferten Gegenstände sind unverzüglich nach Ablieferung an den Auftraggeber/Kunden oder an 
den von ihm bestimmten Dritten sorgfältig zu untersuchen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher 
Mängel oder anderer Mängel, die bei einer unverzüglichen, sorgfältigen Untersuchung erkennbar 
gewesen wären, als vom Auftraggeber/Kunden genehmigt, wenn der VBL nicht binnen sieben (7) 
Werktagen nach Ablieferung eine schriftliche Mängelrüge zugeht. Hinsichtlich versteckter Mängel gelten 
die Liefergegenstände als genehmigt, wenn die Mängelrüge der VBL nicht binnen sieben (7) Werktagen 
nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem sich dem Auftraggeber/Kunden der Mangel zeigte; war der Mangel 
für den Auftraggeber/Kunden bei normaler Verwendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt erkennbar, 
ist jedoch dieser frühere Zeitpunkt für den Beginn der Rügefrist maßgeblich.  

§ 28.3 Auf Verlangen der VBL ist ein beanstandeter Liefergegenstand frachtfrei an die VBL zurückzusenden. Bei 
berechtigter Mängelrüge vergütet die VBL die Kosten des günstigsten Versandweges; dies gilt nicht, 
soweit die Kosten sich erhöhen, weil der Liefergegenstand sich an einem anderen Ort als dem Ort des 
bestimmungsgemäßen Gebrauchs befindet. 

§ 28.4 Bei Sachmängeln der gelieferten Gegenstände ist die VBL nach ihrer innerhalb angemessener Frist zu 
treffenden Wahl zunächst zur Nachbesserung oder Ersatzlieferung berechtigt.  

§ 28.5 Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die die VBL aus lizenzrechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen nicht beseitigen kann, wird die VBL nach eigener Wahl Gewährleistungsansprüche gegen die 
Hersteller oder Lieferanten für Rechnung des Auftraggebers/Kunden geltend machen oder an den 
Auftraggeber abtreten. Gewährleistungsansprüche gegen die VBL bestehen bei derartigen Mängeln 
unter den sonstigen Voraussetzungen und nach Maßgabe dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
nur, wenn die gerichtliche Durchsetzung der vorstehend genannten Ansprüche gegen den Hersteller und 
Lieferanten erfolglos war oder, beispielsweise aufgrund einer Insolvenzreife, aussichtslos wäre.  

§ 28.6 Die Gewährleistung entfällt, wenn der Auftraggeber/Kunde ohne Zustimmung der VBL den 
Liefergegenstand ändert oder durch Dritte ändern lässt und die Mängelbeseitigung hierdurch unmöglich 
oder unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat der Auftraggeber/Kunde die durch die Änderung 
entstehenden Mehrkosten der Mängelbeseitigung zu tragen. 

§ 29 SCHUTZRECHTE 

§ 29.1 Die VBL steht nach Maßgabe dieses § 28 dafür ein, dass der Liefergegenstand frei von gewerblichen 
Schutzrechten oder Urheberrechten Dritter ist. Jeder Vertragspartner wird den anderen Vertragspartner 
unverzüglich schriftlich benachrichtigen, falls ihm gegenüber Ansprüche wegen der Verletzung solcher 
Rechte geltend gemacht werden. 

§ 29.2 In dem Fall, dass der Liefergegenstand ein gewerbliches Schutzrecht oder Urheberrecht eines Dritten 
verletzt, wird die VBL nach eigener Wahl und auf eigene Kosten den Liefergegenstand derart abändern 
oder austauschen, dass keine Rechte Dritter mehr verletzt werden, der Liefergegenstand aber weiterhin 
die vertraglich vereinbarten Funktionen erfüllt, oder dem Auftraggeber/Kunden durch Abschluss eines 
Lizenzvertrages das Nutzungsrecht verschaffen. Gelingt der VBL dies innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums nicht, ist der Auftraggeber/Kunde berechtigt, von dem Vertrag zurückzutreten oder den 
Kaufpreis angemessen zu mindern.  
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§ 30 SOFTWARE, ANWENDUNG VON TABELLEN/BERECHNUNGSHILFEN 

§ 30.1 Dem Auftraggeber/Kunden wird an digitalen Inhalten/ Software (hiernach „Software“) etc. kein 
Eigentum verschafft. Er erhält das nicht-ausschließliche Recht, die mit der Ware gelieferte Software im 
Zusammenhang mit der Verwendung der Ware bzw. die als Download gelieferte Software zu nutzen. Das 
Nutzungsrecht ist bis zur vollständigen Bezahlung jederzeit widerruflich. 

§ 30.2 Der Auftraggeber/Kunde ist nicht berechtigt, Kopien der Software anzufertigen, ausgenommen zum 
Zwecke der Nutzung gemäß des vorstehenden § 29.1 oder zu Sicherungszwecken. 

§ 30.3 Der Auftraggeber/Kunde darf die ihm an der Software eingeräumten Rechte nur an einen Dritten 
übertragen, wenn gleichzeitig das Eigentum an dem betreffenden Produkt (insbesondere Hardware-
Produkt oder Datenträger) auf diesen Dritten übertragen wird und der Auftraggeber/Kunde keine Kopien 
der Software zurückbehält. 

§ 30.4 Der Auftraggeber/Kunde ist in keinem Fall berechtigt, den Quellcode der Software offenzulegen. 
§ 30.5 Mitwirkungspflichten: 

§ 30.5.1 Etwaige Software-Tabellen stellen Hilfsmittel dar, die ausschließlich für die Bedienung durch 
Personen mit ausreichender Sachkenntnis bestimmt sind. 

§ 30.5.2 Der Benutzer ist für alle Eingabewerte selbst verantwortlich, auch wenn er diese Werte aus einer der 
mitgelieferten Datenbanken übernimmt. Die Werte in hinterlegten Datenbanken stellen lediglich 
eine Orientierung dar und können von realen Werten abweichen. 

§ 30.5.3 Die Software führt u.a. statistische Berechnungen durch. Nur Personen mit ausreichender Kenntnis 
statistischer Zusammenhänge und der zugrundeliegenden Regelwerke, Normen und Vorschriften 
sind in der Lage, die Anwendbarkeit der Rechengrundlage für den jeweiligen Einzelfall, die Bedeutung 
der Eingangswerte und die Plausibilität der Ergebnisse in angemessener Weise einzuschätzen. 

§ 30.5.4 Aufwendige Rechenprogramme bergen das Risiko, dass unter bestimmten Bedingungen falsche 
Ergebnisse ausgewiesen werden. Es besteht dementsprechend für den Anwender die Pflicht, die 
Ergebnisse nicht ungeprüft zu übernehmen, sondern sich im Einzelfall durch Plausibilitätskontrollen 
von der Richtigkeit der Ergebnisse zu überzeugen. 

§ 30.6 Ausgeschlossen ist die Haftung der VBL außerdem für Schäden aus Datenverlust, wenn die 
Wiederbeschaffung aufgrund fehlender oder unzureichender Datensicherung nicht möglich ist oder 
erschwert wird. 

§ 31 EIGENTUMSVORBEHALT 

§ 31.1 Die VBL behält sich das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises 
(einschließlich Umsatzsteuer und Versandkosten) für die betreffende Ware stets vor. 

§ 31.2 Der Auftraggeber/Kunde ist ohne die vorherige schriftliche Zustimmung der VBL nicht berechtigt, die 
durch die VBL gelieferte und noch unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware weiterzuverkaufen oder zu 
verarbeiten. Sofern eine Ware entgegen des Verbots zur Weiterverarbeitung verarbeitet wird, erwirbt 
die VBL Miteigentum an der verarbeiteten Sache. 

 


